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Die provozıerte Politik
Politische Führung un die naturwissenschaftlich-technische Herausforderung

Seıt es den Menschen gelang, gestaltend 1n die Natur einzugreıtfen un s1e weıt
bewältigen, da{fß dıtferenzierter entwickelte Strukturen des Zusammenlebens mMOg-
ıch wurden, orlıentieren sS1e ıhr diesselitiges Leben Zukunttsvisionen. Selbst
Zeıten tiefgreitender Störungen WwW1e€e die Wirtschattskrisen die Jahrhundertwen-
de un 1n der Folge der spaten zwanziger Jahre und die beiden Weltkriege mıt ıhrer
drückenden ast moralıscher Schuld un: der durch s$1e verursachte wirtschaftlı-
che Zusammenbruch hınderten S1e nıcht, schon bald dıe Schatten der Vergangen-
eıt Ww1e abgelegte Kleider in den Schrank der Geschichte hängen un sıch eıner

Zukunftseuphorie hinzugeben. Mehr als hundert Jahre alte Zielprojektionen
Ww1e sozıale Gerechtigkeıt, ındıividuelle un: kollektive Freıiheıit un Toleranz
gegenüber Minderheiten un remden Kulturen haben durch Fehlverhalten und
mannıgfache Einschränkungen Attraktıvıtät eingebüßßt.

Seıt 1948 gab CS keine wırksamere Zukunftsperspektive als Wachstum ın der
Identität VO  m} steigendem materijellem Wohlstand, eıne Präterenz, hautnahe und
angetrieben VO Mangel, Bedarf un Bedürtfnissen un: daher VO  . eıner unbegrenzt
erscheinenden Nachfrage SOWI1e eiıner steigenden Produktivität. Vor dem Hınter-
grund verblafßter humanıtärer Ziele veränderte sıch deren iıdealtypısche
Orıientierung 1im Bewulßltsein vieler und VOT allem des politischen Führungsperso-
nals ın pragmatische echnıken. FEın typisches Beispiel 1St der weıthın mißglückte
Versuch der Industrieländer, die Entwicklungsländer mıt Hılte VO  3 VWıssen,
Kapiıtal un Industrialisierung das eıgene Nıveau heranzuführen, nıcht zuletzt
verbunden miıt der Vorstellung Märkte. So törderte 111an ber Jahrzehnte
hinweg nıcht deren Fähigkeit, angCMESSCNC, wesensgemäfe un aut den vorhande-
19148 Strukturen autfbauende Problemlösungen entwickeln, sondern exportıierte
die eıgenen Zukunftsvorstellungen und damıt auch die ıhnen zugrunde liegende
Begehrlichkeıit un Produktionsmethode in Länder mıt völlig anderer Kultur und
Mentalıtät. Dafür sınd der Iran un Brasılien die beiden Enden eın un
desselben Mißerfolgs.

In jedem Jahrhundert Selbstgefälligkeit un: gedankliıche Trägheıit ın den
jeweıligen sozıalen Strukturen vieltältigen Provokatıonen, Schocks un evolutio-
naren un revolutionären Prozessen auUSgeESELZL. Wer die Geschichte revolutionärer
Prozesse eıner vergleichenden Betrachtung unterzıeht, gelangt generell dem

673



Helmut Schorr

Schluß, da{fß die Ungeıistigkeit un damıt egoıstische gedankliche Defizite, heo-
riefeindlichkeit un abgestumpfte Sensıitıivıtäat gegenüber Sıgnalen als die
Mutltter des radikalen rTrrtums gelten annn Frühere Generatiıonen kamen bei der
Beurteilung ıhrer jeweılıgen geschichtlichen Vergangenheit der weıtgehend
berechtigten Erkenntnis, da{fß sıch die VO Einbrüchen betroffenen Gesellschaften
selbst ach katastrophalen Ereignissen erstaunlıch gul regenerılerten. Oberflächli-
che Betrachtung könnte CWAL verleıten, un 1€eS5 geschieht häufıg, diese Erfahrung
als Basıs für Bewertung und Beurteilung der anstehenden Gegenwartsprobleme
Nutzen, hne deren besondere Eıgenart ZU Unterschied gegenüber den Heraus-
forderungen der Vergangenheıt pECNAUCT untersuchen.

Dabe 1St VOT allem prüfen, ob polıtısches System, seıne Strukturen,
Methoden un Entscheidungsprozesse, und das polıtische Führungspersonal,
seine fachliche und politische Vorbildung, seıne Auswahl un die auf diesem Weg
eingebrachten moralıschen, ftachlichen und polıtischen Qualitäten die zukunttwei-
sende Bewältigung eıner ungewöhnlichen Vieltalt neuartıger, oft globaler Pro-
blembereiche erwarten lassen.

Herausforderungen der Gegenwart
Die 1n der Folge aufgezeigten Problemkomplexe unterscheiden sıch ın solche mıt

überwiegend natıonaler Zuständigkeit und andere, die mehr multilaterale oder al
globale Kennzeichen aufweisen. Ihre gröfßte Übereinstimmung aber lıegt darın,
da{fß die Ursachen der Probleme weder zutfällıg och überraschend sınd, sondern
Ergebnisse planender Eıngrifte des Menschen und damıt VO überwiegend ur-

wıssenschaftlich-technischer Qualität miıt langfrıstigen und weıtgehend iırrevers1-
blen Prozessen. Es handelt sıch eıne relatıv subjektive Auswahl,; deren Abfolge
nıchts ber ıhre Bedeutung auSSagt.

In der Bundesrepublik tehlen AER eıt 15 Mılliıonen Arbeitsplätze. Hınzu
kommen 500000 Arbeitsplätze, die der Konjunkturbaisse nıcht besetzt
werden können!. egen eıner partıellen Schlatmützigkeit VO Ööffentlicher un
prıvater Forschungs- un Entwicklungsförderung für eınen relatıv kurzen eit-
[AUTIN einıge Produkte hochentwickelter FElektronik Aaus Japan und den USA
überall un auch in der Bundesrepublık früher auft dem Markt Unser Handel
profitierte VO einem un autnahmebereıten Markt Arbeıtsplätze aber
entstanden natürlich in den Herstellerländern und nıcht bei u1ls. 7Zwischen 1970
und 1980 gyingen 1n den Herstellungsberuten 157 Miıllionen und in den Montage-
un: Wartungsberufen 540000 Arbeıitsplätze verloren, durch Strukturveränderun-
SCn ın Beruten der Landwirtschaft und des Bergbaus och eiınmal 650 010[0] Dem
Verlust VO 2,89 Mılliıonen Arbeitsplätzen stand eın Gewıunn VO  ' 25 Miıllionen ın
Verwaltungs-, uro- und Dienstleistungsberuten gegenüber.
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Weıt ernster nehmen 1St aber die Wirkung ımmer leistungsfähıigerer Compu-
tOIs Roboter un VOT allem Miıkroprozessoren un verwandter Steuerungs- und
JIrägersysteme autf den Arbeitsmarkt. Neben dem Einsparungseffekt gilt das
besondere Augenmerk der Entwicklung Arbeitsplätze ın dem rasch wach-
senden Sektor der Programmhersteller 1im Dienstleistungsbereich mıt relatıv
arbeıtsıntensıven Klein- un Mittelbetrieben. hne Zweıftel 1st anderem das
Süd-Nord-Gefälle der Arbeıitslosigkeit autf die Onzentratıon solcher Unterneh-
men in Süddeutschland zurückzuführen.

Die polıtische Führungskraft VO  } Verbands- und Regierungspolitikern aber
mu{ INan daran INCSSCH, in welcher Weıse sıch ıhre Führungsfähigkeit 1im
Tarıfkonflikt die 35-Stunden-Woche mıiıt dem Ziel der Schaffung
Arbeıitsplätze durch Umverteilung der Arbeıt bewährt hat Zunächst haben die
Verbandspolitiker eıne Taktık angewandt, dıe aus trüheren reıin lohnbezogenen
Tarıtrunden jedem ıntormiıerten Büurger bekannt 1St Man legt eıne relatıv hohe
Forderung OT, Spielraum tür eınen vorteılhatten oder auch NUur erträglichen
Kompromufß gewınnen. Das Ja oder Neın eıner 35-Stunden-Woche aber 1st
Von völlig anderer Qualıität. Es wirft nıcht [1UT Fınanzıerungs-, sondern auch
erhebliche Organisationsprobleme auf. Berücksichtigt InNnan außerdem den sehr
diıtferenzierten Konjunkturverlauf in den betroffenen Branchen, erscheinen
flächendeckende Lösungen ungeeı1gnet, Ja in vielen Fillen ru1nOs. Sollte das
Zıel, durch Umverteilung der Arbeıt Arbeıitsplätze schaffen, erreicht werden,
konnte 1eSs neben den bereıts genannten Rücksichten 11UT 1m überschaubaren
Bereich unterhalb des Tarıfvertragsgebiets geprüft un miıt dem angestrebten
Effekt vereinbart werden.

Dıie Kampftposıitionen beider Kontrahenten und dıe entsprechenden Außerun-
SCHh AaUS den Reihen der Regierung talsch als Ergebnıis eıner völlıg unzurelı-
chenden Analyse. Sıe unterschied Z Beispiel im Regierungslager nıcht zwıschen
der Zustimmung ZUT 35-Stunden-Woche un: der Soliıdarıtät 1n der Mentalıtät
organısıerter Arbeitnehmer. [)as Ergebnis ıst eın Verlust ın Milliardenhöhe un eın
Kompromufß, der beı sorgfältigerer Prüfung schon ın der ersten Woche hätte
erreicht werden können. ıne solche Politik steht in groteskem Gegensatz dem
Zıel, den der Arbeitslosigkeıit innewohnenden Notstand VO  3 Miıllionen VO  ea}

Menschen un ihren Angehörıigen überwinden.
Die Planungen auf dem Gebiet der friedlichen Nutzung der Kernenergıe standen

VO vornhereın intensıyvem politischem Eınflufß, dem erhebliche Ööffentliche
Investitiıonen entsprachen. uch auf diesem Teilgebiet eıner langfristig angelegten
Energjieversorgung entsprachen und entsprechen die gedanklichen entscheidungs-
fäahiıgen Konzeptionen nıcht dem Umftang der Problematik. Angstreaktionen WwW1€e
die Getahr eınes Rückstands 1ın eınem fast die Raumftfahrt heranreichenden
Gebiet hochentwickelter Technıiık und Unsicherheitstaktoren in der Erdölversor-
5ung estimmten i1im Vereıin mıt der Suche ach bıllıger Energieproduktion das
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Urteil der Verantwortungsträger, un 1es AL einer Zeıt, in der das Versuchs- und
Experimentierstadıum och nıcht abgeschlossen W3a  a

Politik hat anderem dıe Aufgabe, Teilprobleme einzuordnen, Folgen
bedenken un Entscheidungen im Zusammenhang der einzelnen Faktoren
treffen. Zwel wesentliche Eıinflußgrößen blieben ın der ausgedehnten ersten Phase
der Planung VO Atomkraftwerken 1mM verborgenen: Dıie Sıcherheitsvorkehrungen
un die Entsorgung. Durch eiıne problemabweisende Informationspolitik der
Produktionsfirmen un der Regierungsstellen entwickelte sıch eıne antagonıistı-
sche Kampfsıtuation, dıe, wenn auch mıt ermınderter Kraft, bıs heute
tortbesteht. Eındeutiger Tatbestand: Absolute Überforderung der politischen
Verantwortungsträger un der beratenden un ausführenden öffentlichen Dienste.

7Zu den wichtigsten ex1istenzıellen Bedürfnissen des Menschen gehört seıne
Gesundheit. Die Diskussion die Vorruhestandsregelung hat bısher unbeachtete
Zahlen ZuULage gefördert, die deutlich machen, da Jenseıts der 58-Jahre-Grenze
19888  r och eıne Minderheit 1im Arbeıitsprozefß steht. Irotz und be] tortdauerndem
menschlichem Fehlverhalten gegenüber der eıgenen Gesundheıit 1St sS1e verständ-
lıcherweise des Bundesbürgers höchstes Gut Die durch Reızworte WI1e „Gen-
Manıpulatıon“ und Realıtäten W1e€e Organtransplantationen eingeleitete Verände-
FUuNns des physiologischen Menschenbilds hat natürlich psychologische Folgen und
1m Zusammenhang der Biochemie der ebenden Zellen sozıale Relevanz.

ıne offene Gesellschaft bedarf eıner offenen Diskussion anstehender Probleme,
bevor Teılıntormationen auf berechtigte spezifische Interessenlagen stoßen und eın
Teilaspekt die medizinısche un moralısch-sıttliche Beurteilung der Gesamtpro-
blematiık beeinträchtigt. So sınd autf dem Gebiet der Krebsverhütung un -behand-
lung bedeutende Forschungsergebnisse erwarten, die sıcher auf eıne hohe
Akzeptanz bauen können. Wıe aber steht 6S in eıner Zeıt, dıe überstürzter
Vermarktung hne Grenzen ne1gt sıehe Retortenbabys mMıt der Umsetzung VO  am}

Forschungsergebnissen be1 psychiıschen Erkrankungen un nachgewlesenen Erb-
schäden? Politik bedeutet auch 1n diesem Problemkomplex nicht Reagıeren,
Lamentieren und Teilreparaturen durchzuführen. Vielmehr mussen dıe Trager
polıtischer Verantwortung vorausschauen, sıch eınen Überblick ber die Zusam-
menhänge verschaffen, prüten, umtassend inftormıeren und handeln.

Neue Informationssysteme
Wesentlich offener wurde dagegen die Dıiskussion die Neuen Medien, dıe

sıch daraus ergebenden Informationssysteme un iıhre gesellschaftlıchen Wirkun-
SCn geführt. Allerdings VO der moralischen Entrüstung bıs parteitaktı-
schen Fur- und Wiıderdispositionen Argumente bereıts auf dem Markt der
Meınungen bıllıg haben, bevor hinreichende Klarheit ber die Charakteristiken
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un die FEffekte technischer Möglichkeiten und die Wirkungen eıner
Konkurrenzierung der eingefahrenen Monopolanstalten vorhanden WAar. Nıcht
polıtische Oftfenheiıt, sondern Ordnungsdenken mıt parteilıcher Enge und angstlı-
cher Interessenwahrung estimmten die Diskussion, obwohl sıch einıge Akade-
mıen un andere Instıtutionen sehr Aufklärung 1in der Sache selbst bemühten.

Interessant WAal, dafß weder die Hüuüter der politischen Ordnung och die
Befürworter privater Träger auf die grundsätzliche Perspektive zurückgriffen, die
in den frühen sechziger Jahren häufiger 1ın die Kritik der öffentlich-rechtlichen
Anstalten eingebracht wurde und deren Protagonist der Kölner Sozi0ologe Leo
Sılbermann war“°:  S Wer eıne Tageszeıtung kauft, weıiß vorher, welche ungefähre
Richtung sS1e vertritt. Der Leser wırd also Lob und Tadel, Befürwortung un
Ablehnung relatıvıeren können. Er hat dadurch die Chance eınes eigenständıgeren
Urteıls. Der Benutzer öttentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten aber mu sıch
eıner Informationsauswahl, VOT allem aber deren Kommentierung aussetzen, ohne
dıe grundlegende Orıentierung der Meinungsbildung kennen.

Noch wesentlicher aber 1St die Tatsache, dafß der Leser sıch auch ın anderen
Zeıtungen Orjıentieren kann, während die Rundfunkanstalten dem Benutzer unter
dem Verdikt der Ausgewogenheıt eın frisıertes Meıinungsbild mıt Miıttelscheitel
serviıeren. Gedankenfreiheıit schliefßt auch problematıische Meınungen VO  a} öffentli-
cher Bedeutung e1in. Rundfunk und Fernsehen sınd schliefßlich keıine klinischen
Abteilungen unserer Gesellschatt. Zu iıhrer Aufgabe gehört auch der Transter

Ideen Dieser aber ann nıcht hınreichend tunktionieren, wenn der Einflufß
der 1m übrıgen unverzichtbaren Parteıen mıt Rücksicht auf das Jjeweılıge Plus un
Mınus 1mM Wählerpotential bewirkt, da{ß Pro- un Kontra-Diskussionen mıt NUur
einer zielgerichteten Alternative geführt werden, Meınungsvielfalt geboten
ware.

Die Träger politischer Verantwortung un VOT allem die Parteı:en waren ın ıhrem
Verhältnis den Medien unabhängiger und besser beraten, WECeNnN s1e Meınungs-
vielfalt nıcht durch polıtische, meıst voreılige Prädıispositionen einengten, sondern
mıt zurückhaltender Beteiligung mehr iragend als einflußnehmend abwarten
würden, bıs eın sachgerechtes Urteıl 1n der Folge eınes ausreichenden Einblicks der
Offentlichkeit un diese nutzend möglıch und geboten 1St. Der Weg VO der
‚ausgewogenen“ Anstalt mehr Journalıstisch-kommerziellen Institutionen
ohne eıne polıtisch nıcht machbare grundlegende Umgestaltung des Rundfunkwe-
SCNS, vorausgesetzZ(T, INan wollte dıes, 1St weıter, als INnan glaubt un gewinf nıcht L11UTr

technisch, eLtwa durch Verkabelung, bewältigen. Beıi allem Erfolgszwang ach
eınem Regierungswechsel handelt CS sıch eınes der größten un umtfassendsten
Projekte des Informationswesens uUuNsSCICS5 Jahrhunderts, das eınen Jlangen Atem
benötigt un nıcht 1m Korsett eıner Legislaturperiode INnesSsen 1St
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Unterentwicklung, Ressourcen, Umwelt

Die WEeNn auch iın überschaubar längeren Zeiträumen Ende gehenden
Ressourcen unserer Erde, die Belastung unserer natürlichen Umwelt und das
Bevölkerungswachstum ın den Entwicklungsländern be1 sıch Ort verschlechtern-
den wirtschaftlichen Voraussetzungen sınd Teıle eıner notwendıgen Gesamtbe-
trachtung un damıt unserer Verpflichtung. Indem WIr diese wahrnehmen, sınd
WITr jer w1e Ort verantwortlich für das, W as WIr tun un lassen. Dıie Bevölkerung
der Erde ahm VO 1963 hıs 19/7/ in den Industrieländern 10% und ın den
Entwicklungsländern 789%” Im Jahr FÄBTE A rechnet INa  m} mıt eıner Weltbevöl-
kerung VO VL Miıllıarden, VO der 80% 1in den Entwicklungsländern leben wırd
Dıie Nahrungsmittelproduktion stıeg 1ın den Industrieländern in den etzten 1:0)
Jahren 21 %; in den Entwicklungsländern dagegen LLUT 30 Fur etwa dıe
Hältte der Ort ebenden Menschen ISt Hunger bereıts eıne nahezu selbstverständ-
lıche Ertahrung. Dıie Zahl der Unterernährten und Hungernden bewegt sıch
zwischen 600 un 700 Mıllionen.

Nur 1mM Zusammenhang der Probleme lassen sıch dıe politischen Fragen richtig
stellen. Kann 1I1anl in den Industrieländern die Überproduktion VO  w} Nahrungsmit-
teln aus marktwirtschaftlichen Gründen drosseln, WwWenn ın den Ländern
täglıch Tausende verhungern? Ist 6S nıcht unbedacht, Ja unverantwortlıich, 1ın diese
Länder aus eigensüchtiıgen zweckrationalen Gründen Weızen, anderes Brotgetreı-
de un Milchpulver exportıieren, Wenn OfIt als nachgewıesene Folgeerschei-
Nuns die bodenständıige Produktion VO Hırse, Reıs oder Manıok zurückgeht un:
die Bevölkerung ımmer abhängiger wiıird? Wıiırd nıcht das entmutigende Getühl der
Abhängigkeıt vertieft, WECNN Hıltsmafßnahmen politisches Wohlverhalten DEn
bunden werden? So diskutiert 1119  w ın den USA ganz otten darüber, da{fß die
Überproduktion VO  ; Weızen eıne wichtigere strategische Reserve darstellen
könnte als das vielbegehrte Erdöl ber auch 1ın der Bundesrepublık hat InNan 1n den
verganscCchCh Jahren Leıistungen der Entwicklungshilfe ımmer wıeder zumiındest
verbal mıt aufßenpolıtischen Tagestragen 1ın Verbindung gebracht. Gerade in
diesem Zusammenhang och einmal der 1Inwels: Nıcht die Probleme selbst
stehen 1im Mittelpunkt der Thematık, sondern die politische Etffektivität be1 ıhrer
Lösung. Das Fazıt hıer: In keinem Problembereich 1Sst ın den vergangenel)
Jahrzehnten viel Diılettantismus eingebracht worden un haben Erfahrungen
schwache Lernergebnisse gezeıtigt.

Wesentlich günstıger iSt 1ın diesem Zusammenhang dıe Entwicklung unsercI

bundeseıgenen Umweltpolitik beurteılen, VOT allem 1m Bereich der Verbesse-
rung der Luftqualıität. Die drängenden Probleme des Wasserhaushalts und der
Bodennutzung un nıcht zuletzt der Abfallbeseitigung hınken jedoch erheblich
hinterher, weıl offenbar selbst mittelfristig pulikumswirksame Erfolge 1er nıcht

erreichen sınd
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Dıie Eskalatıon der Rüstung eın weltweıtes Problem

Das ungewöhnlıch komplexe Thema gestattet 1im Kontext der Ausgangsiragen
1Ur den Blick auf einıge typische Symptome pohitischer Reflexion. Dıie Diskussion
weıst Trel grundlegende Konzeptionen auf, die eınes gemeınsam haben. Der
gefährlichste Kontlikt 1st jener zwıschen den beiden Weltmächten un ıhren
jeweılıgen Verbündeten. Er wırd erheblich durch dıe unzureichende Berechenbar-
eıt un Einschätzbarkeit des Umfangs, der Wırkung un der Leistungsfähigkeit
der Walftfensysteme SOWI1e der mıiıt iıhnen verbundenen strategischen und taktıschen
Absıchten 7zwischen offenen un geschlossenen Gesellschaftssystemen erschwert.

Eınseıitige Abrüstung verbunden mıt Friedensbekundungen UF Vertrauensbil-
dung, verıftizıert durch schrıttweıise Vorleistungen, lautet eıne Konzeption, dıe
gegenwärtıg zahlreiche aktıve Anhänger 1in UunNnserem Land anzıeht. iıne weıtere
bezeichnet sıch als „Sozıale Verteidigung“. Sıe soll dem potentiellen Besetzer
uUunNnseres Staatsgebiets durch eingeübte Aktiıonen der Verweigerung und durch
gewaltlose aktıve Methoden die Zweckmäßßigkeıt eınes solchen Vorgehens siınnlos
erscheinen lassen. Die drıtte 1St die ZUT!T eıt praktizıerte Konzeption der „
schreckung“ mıt eıner hohen Risiıkoschwelle und der Möglıchkeıit
begrenzter Reaktion (Flexibile Response) durch Gleichstand der Rüstungsetfti-
7z1en7z auf nahezu allen Ausrüstungsgebıieten. Hıerzu mMu angemerkt werden, da{fß
bei unterschiedlichem und schwer kontrollierbarem Zahlenmater1al Kommentie-
rungsch Tur un Tor geöffnet 1sSt zugunsten ınterner egonstischer Interessen 1m
Bereich VO Produktion un FEınsatz bzw Verfügbarkeıt VO Walffensystemen.
Beide Bündnissysteme stımmen ıhrer Gegenposıtionen übereın in dem Zıel,
den jeweıligen Gegner 1im Tustand objektiver Einschätzbarkeıit halten. (Symbol
mıt praktıschem Verwendungszweck: Das „Rote Telefon“ der beiden Spıtzenpolıi-
tiker.)

Wıe wiırd 1U dıe gegenwärtıge Verteidigungspolitik ın der Bundesrepublık VO  3

den Spiıtzenpolitikern vertreten, un wiıeviel Flexibilität 1st ın ıhr enthalten?
Zunächst fällt eıne scheinbar unwesentliche Ungenauigkeıit im Begrifflichen auf
Dıie Kurzbezeichnung der Sogenannten Abschreckungskonzeption lautet 1im englı-
schen Sprachraum „Detention“. Dies aber bedeutet konkret, jemanden VO  3 eıner
Angriffshandlung abzuhalten. ıne schreckhafte Reaktion eınes potentiellen Geg-
Ners herbeiführen wollen ware unverantwortlıch, weıl dadurch seıne subjektive
un objektive Berechenbarkeıt verringert würde. Dıie gegenwärtıg populäre Be-
zeichnung „Abschreckung“ enthält Jjenes aggressive Element, das die Gegner
dieser Konzeption allgemeın zuschreıben. Sıe für die eıgene Strategıie überneh-
INenNn 1St Z W alr journalıstisch oriffig, aber umm, VO der Reaktion un Interpreta-
tıon des potentiellen Gegners ganz schweıigen.

Beide Bündnissysteme bestehen aus Staaten mıt sehr unterschiedlicher Macht-
ausstattung. Sıe werden angeführt VO Weltmächten, die ıhre Verbündeten
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Macht un Verantwortung erheblich übertreffen. uch 1mM Hınblick auf uInlsere

Zugehörigkeıt Zzu NATO-Bündnıs sınd dıe USA als Führungsmacht in eiıner
besonderen Schutzfunktion, für die S1e ZEWISSE Gegenleistungen erwarten die
Vereinigten Staaten als eın Land, das ın seıner Geschichte nıe eın teindlicher Soldat
betrat, 65 se1l enn als Gefangener, iın Fragen der Rüstung un der Abrüstung die
gleichen Perspektiven entwickeln WI1e eın Land mıiıt unmıttelbarer Kriegserfahrung
1mM eiıgenen Umtfeld, dessen längste Grenze das gegnerische Machtgebiet berührt,
1St VO den Grundvoraussetzungen her zumıindest 7zweıtelhaft. Ihren Schutz aber
können WIr 1mM Vereıin mıt den übrıgen Verbündeten nıcht entbehren. Entscheiden-
des Kriteriıum 1st der rad WUuNSETET: Sıcherheıt, nıcht 19888  —_ 1m Vereın mıt den
Verbündeten, sondern auch spezıell für Land und seıne Bevölkerung. Dıie
NATO verfügt Z W al ber eıne milhlitärısche Führungsspitze für die ıntegrierten
Teile der natıonalen Streitkräfte, sS1e hat sıch aber zahlreicher Diskussionen
un: Forderungen ın den ersten Jahren ach ıhrer Gründung n1ıe ernsthaft eıne
tormelle politische Führungsstruktur bemuht. Der Nordatlantıikrat annn als eın
Miınıstergremium, dessen Vorsıtz der Generalsekretär innehat, der NOtLWweEeN-

digen Eınstimmigkeıt seıner Beschlüsse un des völlıgen Fehlens eınes parlamenta-
rischen Unterbaus nıcht als vollwertiger Ersatz angesehen werden. Deutsche
Interessen können daher, solange Europa 1m Rahmen der och nıcht mıiıt eıner
Stimme spricht, L11UT bılateral in Verhandlungen mıiıt den USA der gemeınsam mıt
Verbündeten ahnlicher Interessenlage eingebracht werden.

Unter diesen Voraussetzungen 1STt die Bekundung VO  = Bündnistreue keıine
hınreichende Polıitik. uch das sıch ımmer wıederholende publikumsbezogene
Drängen, dıie Genter Abrüstungsverhandlungen wıederaufzunehmen, annn ınhalt-
lıche Zielbestimmungen nıcht Wer Einflu{fß nehmen will, mu{fß substan-
tielle Beıträge eısten. In eıner derart überlebenswichtigen rage geht nıchts
hne alternatıve Denkmodelle, be1 dem üblichen Schwarzweißdenken 1n der
deutschen Politik allerdings völlıg Ungewöhnliches.

Als eın weıteres polıtisches Defizıt mu{fß gelten, Wenn INall sıch be] der
Argumentatıon ber eıne lebenswichtige rage autf Gegenposıtionen politı-
schen Gegnern beschränkt un dıe berechtigten Ängste der Bürger weder einbe-
zıieht och auf S1e mMiıt Verständnıs eingeht. Es Lut der Autorität in der Sache keinen
Abbruch, Wenn INan die Konzeption des Gleichgewichts als eıne
risıkoreiche Übergangslösung bezeichnet, die sıcherere Konzepte nötıg macht.
Politische Führung 1sSt mehr als eıne zielgerichtete Regierungspolitik un eın
tleißiges Parlament. Sıe wird dauerhaftwirksam durch eınen Prozeß der Meınungs-
bildung zwiıischen den politischen Führungskräften, WOZU das Parlament
gehört, un den Bürgern, deren wichtigste Aufgabe neben der Wahlfunktion 1M
Mitdenken un ın der Kontrolle der Machtträger besteht?.
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Technik, Wiıssenschaft und LA  Bewußtsein
Zwischen den allgemeinen menschlichen Lebensbedingungen un den in der

Regel hochspezıialısıerten technısch-naturwissenschaftlichen Entwicklungen klafft
eıne breıte Lücke S1e zeıgt sıch VOT allem darın, da{fß die Nutzung und, W1e bei der
Ankündıgung Waftfensysteme, das Ertragen Techniken VO den
meısten Mitbürgern L1L1UT sehr schwer sinnvoll, zielgerichtet und damıt produktiv iın
den Lebensvollzug eingeordnet werden annn Da der Staat Neuentwicklungen 1im
Forschungsbereıich Öördert und oftmals das Umsetzen ın Produktion subven-
tionıert, fällt den Politikern 1n entsprechenden Posıtiıonen nıcht zuletzt der
Aufmerksamkeıt, die Ss1e aufgrund ıhrer Ankündigungen und Entscheidungen aut
sıch zıehen, eınem wesentlichen eıl die Aufgabe Z technısch-naturwissen-
schaftliche, gesellschaftliche Folgeerscheinungen ach Sınn un Bedeutung
interpretieren. Die meısten Konftlikte 1ın uNscIer Gesellschaft sınd dadurch entfstan-

den, da{fß 1es falsch, unzureichend oder Sal nıcht geschah, weıl ach den Regeln
der weıtverbreıteten Beamtenmentalıtät die Träger polıtischer Funktionen sıch mıt
der Prüfung der Rechtsstaatlichkeit estimmter Entscheidungsansätze begnügten.

ast jede technısche und damıt weıtgehend iındustrielle Entwicklung hat heute
eiıne weltweıte Relevanz. Die Medien SOTSCH meıst durch Negativbeıispiele für den
Transter dieser Erkenntnıis. Watfensysteme werden A4US Kostengründen multilate-
ral entwickelt un ın kriegführende weıtere Länder exportiert, problematische
Abtfälle überschreıten Landesgrenzen, und dıe ın der orm umstrıttene Industriali-
sıerung VO  } Entwicklungsländern wırd durch die Weltbank und natıonale und
internationale Bankkonsortien finanzıert. Krısen WI1e€e jene iın der Golfregion
wırken sıch weltweıt Aaus, un die Wırkungen moderner Wafifensysteme werden
VO  w den Lieferländern autmerksam verfolgt.

Eınes der 1mM onkreten meıstgehüteten, in der veröttentlichten Meınung iımmer
wıieder verschleierten Geheimnnıisse 1St dıe Zukunftsperspektive der Gläubigerfunk-
tion des Weltbankensystems 1m Verhältnis dem gigantısch angewachsenen
Schuldenberg der Entwicklungsländer. Das dem kapitalıstischen 5System zugrunde
lıegende Prinzıp der protestantıschen Ethik, da{fß anderer Leute eld „heiig® ist,
dafß I1nl den Genufß erst einmal autschijebt und 1ın der wischenzeıt arbeitet un
IL, erst 1im Anschlufß daran die Ernte einzubringen, dieses Prinzıp 1Sst; w1e
Ralf Dahrendorf 6S ausdrückt, durch das Prinzıp „CIrSL genıießßen, ann bezahlen“
HSCEZT worden®‘. Immer kleinere Eigenmittel dienen als Basıs ZUr Fiınanzıerung
immer größerer Obyjekte. So wurde auch diıe technische Entwicklung ın vielen
Fällen aut eıne viel wen1g krisenteste Basıs gestellt, wobel Kosten I1an denke

die Umweltschäden OIt eingespart wurden, S1e wenıgsten auffielen.
Dıie Pumpmentalıtät reicht Ww1e€e eın stilısıerter Eittfelturm VO der Masse der
kreditnehmenden Büurger ber die leichtfertige Kreditvergabe unverantwortlich
handelnder Banken bıs 7A08 hochragenden Schuldengipfel der Bundesrepublik un
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anderer Staaten, denen 6S offenbar nıchts ausmacht, kommende Generationen mıt
nahezu unlösbaren Problemen belasten. In diesem Zusammenhang 1st 6cs

erstaunlıch, da{fß Ööftfentliche Anleıiıhen ımmer och verhältnısmäßig rasch abgesetzt
werden. Staat, Länder un: Gemeinden leben offensichtlich VO  e} dem Vertrauen
Jjener Bürger, deren Wertbezüge überwiegend eıner vVErgaANSCNCN Verläßlichkeit
Orlentılert sıind

In uUunNnNserer Gesellschaft 1St eın starkes Bedürtnis ach wertbezogenen Orientie-
rungech lebendig. Ihm haben dıe Technik un die Industriemoral den Anspruch aut
Pertektheıit zugesellt. Die Vieltalt VO konkurrierenden Wertsystemen erweıtert
be] hınreichender Kenntnıiıs Z W aTlt den Freiheitsraum, erleichtert aber sıcher nıcht
dıe Orıentierung un die Entscheidungswilligkeıt. Wıe wiıchtig ware CS, die
Übereinstimmung 1mM Sınn eıner Alltagsmoral usammenZzutragen. ber WT Cut

das un tragt s$1e iın die Offentlichkeit, ohne da{fß diese wiıchtige Stutze eıner
freiheitlichen Verfassung eıne DA Sekte produziert? Wer sıch Orlıentieren wiıll,
iragt ach Sache un Person. Ist dıe Sachaussage schwer auffindbar, schwer
definıerbar und schwer verständlıch, konzentriert sıch das Urteil des Suchenden

mehr auf die Person. Ihre Glaubhaftigkeit überträgt sıch aut das Urteıil ber
Aussagen un: Verhalten dieser Person, solange beide in sıch schlüssıg bleiben.
Bedenkt INaN, da{ß iın den veErgaNSCHNCH Jahrzehnten dıe Entwicklung der Wıllens-
kratt ın uUuNSeTECIN Erziehungssystem eher detizıtär Wal, bewirkt die Summe
dieser Einflüsse eıne allgemeıne Orientierungsschwäche, VOT allem 1ın der Jungen
Generatıon.

Eftektivität der Politik eın unabdingbares Erfordernis

Dıie moderne Technik hat das, W 4S WIr Wachstum NCNNECIL, nıcht Nnu  — ausgelöst,
sondern erst möglıch gemacht. Eng verbunden mıt diesem Proze{fß 1st eın Phäno-
INCIL, das WIr „dıe moderne Gesellschatt“ un 1m Verlauf „Modernisıerung”
nennen!’. Modernıisıerung besteht ın erstiter Lıinıe iın den Eıinftlußstrukturen, mıt
denen dıe Technıik die Wırtschaft und ber S1e die Gesellschaft bıs iın ıhre
Grundbedürfnisse hıneın verändert, WI1e€e 65 sıch 1mM Absinken des materiellen
Lebensstandards eınes Arbeitslosen als Folge struktureller Veränderungen des
Arbeitsmarkts deutlich zeıgt.

Die VO den normatıven Einflüssen der Techniık getragene Modernisıerung
zwangte sıch Begınn der Industrialisıerung iın die sıch schon beengte deutsche
Staatlichkeit Ww1e eın Fremdkörper e1ın. Sıe trat dabe1 VOT allem 1n Preufßen auf eın
staatlıches Herrschafts- und Verwaltungssystem, VO dem eıne französische
Verfassungskommissıon 1830 berichtete, es se1l VO allen besuchten Staaten
Europas das besten entwickelte. Schon damals WAar die Tendenz erkennbar, da{fß
der Staat weıtgehend tradıtionale enk- un Regelungsstrukturen beibehielt,
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während Wırtschaft und Gesellschaft in den og industrieller Normen gerieten,
ımmer der Mensch als Homo OECONOMICUS 1ın Erscheinung trat®. Zugleich verrıin-

sıch die Ganzheıtlichkeit der menschlichen Exıstenz. Der Bürger begann
bewußt 1ın Rollen leben, die ZW AT ZU Teıl fließende Übergänge aufwiıesen, sıch
aber dennoch unterschieden. Die Orıientierung der allgemeinen Lebensumstände
auf den Staat hın hat 1er ıhren Ursprung. „Waırtschaft“ blieb eLtwas Fremdes,
Außeres un Aufgedrungenes und wırd VO der weıt überwıegenden Mehrheıit
unNnserer Miıtbürger iın ıhrem Bewußfltsein keineswegs als eıne Gesamtstruktur
empfunden, die alle ernährt.

Recht und Ordnung blieben Hauptanlıegen des Staates un traten 1er auf eın
menschliches Grundbedürfnıis, das ın Wechselwirkung Zu Staat Identifikation
ermöglıchte un VOT allem als Ursache un Folgewirkung der staatliıchen Soz1al-
gesetzgebung den Staat in die Verantwortung für dıe allgemeine gesellschaftliche
Entwicklung drängte.

Dıie bewegenden Machtträger der deutschen Gesellschaft denken und handeln
viel wenıger pragmatısch, als ıhnen selbst bewußt 1St Philosophische Denkstruk-

VErSANSCHCI Jahrhunderte beeinflussen ıhr Handeln viel stärker, als 6S eLtwa
im Modernisierungsprozefß Japans beobachten 1st, das Zusammenwirken
VO  aa} Staat un: Wırtschaft wesentlich pragmatischer abläuft.

Die pluralıstischen Gesellschaften industrieller Pragung haben eıne Bürgerfrei-
heıt produziert, die intellektuell interpretiert un gehandhabt wırd Diese Freiheit
hat eiıne eıgene schichtenspezifische Sprache. Ö1€e erreicht die überwiegende Mehr-
heıt der Bevölkerung 1Ur 1ın ausgewählten Aspekten, etwa 1im Gegenbild
geschlossenen, 1ın der Regel totalıtären Gesellschaften. Fehler ın der Machtaus-
übung un allgemeıines Fehlverhalten bewirken Miıßertolge un leidvolle Ertah-
runNngsen. Die Kriıse der Religion un die damıt verbundene Verringerung ıhrer
Glaubwürdigkeıit hat 1im Bereich iıhrer gesellschaftlichen Funktion azu geführt,
dafß der Mensch ın kritischen Phasen seınes Lebensablaufs keine letzte Siıcherheit
mehr ındet, un: der intellektuelle, sıch selbst wortreıich un gewandt Be-
schwichtigende sucht S1Ee oft och verzweıftelter. Keıne Polıitik 1St tahıg, dem
Menschen Leid Leid als menschliche Grunderfahrung 1aber 1St 1UTr aus
dem Glauben DOSItLV wenden und deuten. S1e wırd dadurch eiınem
Bestandteil posıtıver un zukunftsträchtiger Lebenszuwendung.

ber Macht verfügen 1St eıne Voraussetzung polıtischen Handelns. Macht
verlangt zeıtangepalfste besondere Fähigkeıiten. Das demokratische 5System, durch
das die WahlberechtigtenZAusgangspunkt der Machtausübung werden, ındem
S1e ach ıhren Vorstellungen Macht VON ihnen gewählte Abgeordnete delegie-
reNn, weIılst eıne seltsam unorijentierte Interdependenz aut auf der eınen Seıte das
Wahlvolk, das Personen eınes gewissen Bekanntheitsgrads wählt dem Aspekt
begrenzt einsichtiger parteilicher Absıchten und ın der Folge bemüuht 1St; seın
ergiebigstes politisches Recht auszuüben, nämlıch die Kontrolle, und aut der
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anderen Seıte die Abgeordneten un dıe VO  3 ıhnen gewählte Regierung, die ber
dıe lösenden Probleme hinweg mıiıt angstlicher dorge auf die Schwankungen 1m
Meinungsbild des Wahlvolks schauen, dessen knapper Mehrheıit s1e nıcht sıcher
seın können. Diese wechselseıitige Abhängigkeit ware eher pOsItIV bewerten,
gäbe da nıcht den Zweıtel, ob Inan iın eıner Wahlperiode überhaupt angesichts
langfristiger Problemlösungen erfolgreich seın kann, VOT allem dann, wWwenn 6S be;
eıner ditfterenzierten Wirtschaftts- und Gesellschaftsstruktur aum gelingt,
fehlerhafte Entwicklungen und dıe dadurch bewirkten Gewohnheiten un ITWAar-
tungshaltungen korrigieren.

Das Parlament als System der Fraktionen

FEın Parlament, das aufgrund eıner modıiıfizıerten Persönlichkeitswahl zustande
kommt, sollte als solches dem gewählten Abgeordneten Raum geben, seıne
Kenntnıisse und Erfahrungen als Problemlösungsbeıiträge einzubringen. uch
unabhängıg VO Wahlverfahren 1sSt das Parlament als Summe seıner Abgeordneten
aufgeruften, der Regierung Anregungen geben, s1e kritisıeren und
kontrollieren. Dem entspricht die Praxıs LL1UI selten. Die Fraktionen sind, C555

poımtıert auszudrücken, die Speerspitze der organısıerten Parteıilichkeit. Sıe regle-
mentıieren die Meınungen ıhrer Mitglieder un pflegen eın machterhaltendes der
machtveränderndes Alternativdenken, das 1ın der Regel apodıktisch eine Gegenpo-
sıtıon vertritt. Diese 1St oft das Ergebnis eınes iıdeologisch fixıerten Meinungsbilds
mıiıt schwachem Realıtätsbezug un seltener eınes morphologischen Suchprozesses
mıt der Prüfung vieltältiger Lösungsmöglıchkeıiten. Natürlich sollten sıch Fraktıo-
NCN und Parlament ın aNgSCMCSSCHCI eıt eıner Meınung durchringen, die für die
jeweılıge Fraktion der die Mehrheıt des Parlaments vertretbar iSt Das Problem
liegt jedoch 1m Prozei{ß der Meinungsbildung. Sınd viele Problemlösungsvor-
schläge hierarchisch vorgepragt, bewirkt taktısche Selbstbeschränkung zugleich
eıne unzuträgliche Begrenzung der Kreatıivıtäat.

Fraktionen, die ıhre Funktion 1mM Parlament aut diese Weıse ausformen,
als komplexe, hierarchisch strukturıierte Organısationen für eu«c bzw

Junge Parlamentarıer auch 4US5 deren Sıcht eınen erheblichen Anpassungsdruck”.
Amtstrager der Fraktionen WwWI1e Fraktionsvorsitzende un: Fraktionsgeschäftsfüh-
TT trugen ın der Jungen Geschichte.des Bonner Parlaments iın der Logık iıhres >
verstandenen Amtes oft autorıtatıve, WEeNn nıcht Sal autorıtiäre Züge. Auft diese
Weıse ann an Macht erlangen der S1Ee lange behaupten, hne da{fß hinreichend
klar ISt, VO welcher Qualıität diese Macht 1St.

Altgediente Parlamentarıer kommen dem Schlufß, dafß LLUT etwa eın Drittel der
Abgeordneten eınen erheblichen Einflu{ auf die Polıitik ıhrer Fraktiıon haben!
Hans Apel spricht VO „eiıner parlamentarıschen Dreiklassengesellschaft, dıe
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durch dıe Gruppe der Verbandsvertreter 1im Bundestag, durch die CHNSCIC Frak-
tionsführung un schließlich durch das Fußvolk den Abgeordneten gebildet
wird“!! Die Verbandsvertreter 1ın ihrer typıschen Stellvertreterfunktion sınd
gleichsam die Träger eınes weıteren Spektrums vorgepragter Meınungen, VOTaus-

ZESELZT, S1e verstehen ıhr Amt nıcht als Vermiuttler VonNn Sachverstand, sondern als
reine Interessenvertreter!*.

Vorgeprägte Meınungen, die mıt hierarchischen Mitteln durchgesetzt werden,
führen durch dıe Intensıtät der Urganısatıon und den VO  e} ıhr ausgehenden
Anpassungsdruck ZUrFr Sprachregelung und ber sS1e eıner iınstrumentalen
Sprache. Darunter leidet zunächst die Legıtimität der Sache un schließlich die
Legıtimität des polıtiıschen 5System, das, W1e€e Lıipset es ausdrückt, ın der Lage
se1ın mufß, „den Glauben hervorzubringen und aufrechtzuerhalten, dıe bestehen-
den polıtischen Institutionen sejen die für die Gesellschaft «“ 13  angemessensten Jede
Debatte tragt in iıhrer Tendenz, mıt der besseren Problemlösung den Gegner
nıederzuringen, antagonistische Züge. Der Anpassungsdruck 1ın der Fraktion, der
VO wenıgen Personen ausgeht, deren Motivatıon oft undurchschaubar bleibt, die
dırıgıstische Ausrichtung der Debatten 1m Parlament durch die Fraktionsspitzen,
eıne aÜhnlich ausgerichtete Personalplanung für die Besetzung der Ausschüsse un
Konfrontationsstrategien mıt Defensiv- und Offensivkurs der Fraktionen 1n den
Bundestagsdebatten, das alles weckt erhebliche Zweıtel der Effizienz der
Parlamentsarbeit. Je komplizierter un undurchschaubarer eıne Industriegesell-
schaft sıch entwickelt, desto unverzichtbarer 1St das Eınbringen VO möglıchst
vielen Ideen un Lösungsmöglichkeiten ın den Entscheidungsprozefß ber kom-
plexe Probleme. Offtfenbar sınd jedoch die Strukturen des Parlaments festgefah-
Icn un unflexıbel, da{fß die diesbezüglichen Einsichten un Absıchten mehrerer
Bundestagspräsıdenten 1U wen1g Wandel schaffen konnten. Institution un
Ausdehnung der Fragestunden sınd als Ergebnis dieser Reformbemühungen
begrüßen. Sıe nehmen jedoch ahnliche Züge W1e die übrigen Debatten.

Spätestens 1er 1sSt die rage stellen, wiıeviel Autorität das Parlament als die
Gesamtheit seıner Abgeordneten eigentlıch aufbringt, WenNnn seıne Debatten Szene-
rıen für die ÖOffentlichkeit darstellen und seıne Beschlüsse 1n der Regel vorher
teststehen. Weıter 1st fragen, ob diese Art VO Offentlichkeit überhaupt sinnvoll
und nuützlıch 1St Das wesentliche Problem 1st der organısatiıonssozi0ologische
Aspekt der Entscheidungsprozesse. Sıe sınd nıcht L1UT 1ın polıtıschen Instiıtutionen
oft allzusehr auf die letzte, die Entscheidungsphase hın programmuıert. Mindestens
ebenso wichtig aber 1St ach der Darstellung und Analyse des Problems und der
Entwicklung VO Fragestellungen das uneingeschränkte Eınbringen VO Ideen un
Vorschlägen’“. Nıcht Fragestunden, die sıch meıst auf aktuelle Detailprobleme
beziehen, sınd vorrangıg, sondern offene Diskussionen iın den beiden ersten

Phasen des Meıinungsbildungs- un Entscheidungsprozesses komplexer Probleme,
bei der Problemdarstellung un -analyse un beım Braınstorming, hängt doch die
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Qualıität eıner Entscheidung davon ab, A4US welchem Umfang VO Konzepten sıch
eıne Lösung mıt eıner kompatıblen Kombinatıon des Besten un Geei1gnetsten
entwickelt.

Oftene Diskussion bedeutet, da{fß sowohl ın den Fraktionen als auch 1m Plenum
jeder Abgeordnete angehört werden mu{ un: da{fß seiıne Vorschläge und seıne
kritischen Anmerkungen den Vorschlägen seıner Kollegen Ww1e€e üblıch protokol-
liert werden. Für die erfolgreiche Umsetzung der Ergebnisse der Eröffnungsdis-
kussıon 1St es wichtig, da{fß jene einzelnen Politikern W1e politischen Gruppen oft
mıiıt Recht zugeschriebene Egozentrik, die eıgenen Vorschläge absolut setfzen

un: MIıt Verbissenheıt verteidigen, durch eiıne dıtferenzierte un objektive
Prüfung aller eingebrachten Ideen und Konzepte ErSe{tizZt wırd Vielleicht erinnert
111a sıch beı dieser Gelegenheıt daran: Die Wahrscheinlichkeit, da{ß vielen mehr
eintällt quantıtatiıv w1e qualitativ als eiınem kleinen esoterischen Kreıs, 1St 1mM
Grund auch eın demokratisches Prinzıp.

ID die Ministerjalbürokratie be] den Gesetzesvorlagen meıst in der Vorhand 1St
un ın den technisch-naturwissenschattlich begründeten Problemkreisen deutliche
Qualifikationsdefizite aufweıst, sınd dıe Abgeordneten, nıcht zuletzt aufgrund
ıhrer berutsspezifischen Ausbildungs- und Erfahrungsmerkmale, auf Hıltfe VON

aufßen angewılesen. Diese präasentiert sıch 1ın onnn iın der orm VO Hearıngs. uch
ber die orm dieser Sachverständigenbefragung sınd einıge zusätzlıiche Überle-
sSunscH nötıg. Nuüutzlich 1im Sınn des Allgemeinwohls sınd iıhre Ergebnisse NUurT,
WEeNN die ıhnen zugrunde liegenden Intormatiıonen auf eın Höchstmafß persönlı-
cher Unabhängigkeıt zurückgeführt werden können. Selbst WCI'Ih 111a der
provokatıven Außerung Jaeggıs ZUr wissenschaftlich-technischen Intelligenz und
ıhren Bedarifsträgern nıcht tolgt, der AUS diesem Verhältnis hervorgehende Spezl1a-
lıst „solle dıe polıtisch enkenden Voraussetzungen, Bedingungen und Folgen
seiıner Arbeıt nıcht reflektieren; 111nl wüunsche sıch diesen Fachmann kompetent,
aber beschränkt«15

) erscheint die Offenlegung vorhandener Bindungen un
Loyalıtäten doch unerläfßlıch, zumal eın Vergleich der Auswahlkriterien deutscher
Personalchefts mıt den Ergebnissen A4AUsS Frankreich die These Jaeggıs stutzen
scheint, VOT allem W as die erwuüunschte Breıte der Ausbildung der Ingenieure
angeht. 60% der Ingenieure in Frankreich haben eınen Abschlufß aut dem höchsten
Nıveau, dagegen L11UT!T 179% 1ın der Bundesrepublik”®.

Zusammentassend 1St für dıe Arbeit der Fraktionen un des Parlaments
tordern, da{fß angesichts der Fülle tiefgreiıtender gesellschaftlicher Veränderungen
sıch eıne offenere un: dadurch ıdeenreichere Diskussion stärker auf die
lösenden Probleme als auf den politischen Gegner konzentriert, un:! da{fß der
Konfrontationskurs 1m Parlament un EerST recht in den Auschüssen eıner sorgfälti-

Prüfung möglıchst vieler Lösungsmöglichkeiten weıcht. In den Fraktionen
dürten Sachverstand und Macht nıcht ın Konkurrenz 7zueinander treten, sondern
sollten sıch erganzen.
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Wıe einschränkend VO Neuparlamentarıern die Einflufßnahme des „einflußrei-
chen Drittels“ der Fraktionen manchmal empfunden wiırd, Jläßt sıch Aaus Z7Wel
Umfrageergebnissen VO 1969 und 19/2 entnehmen, deren Aussagekraft auch
heute och esteht. Schließlich haben sıch die Verhältnisse seıt damals nıcht
geändert. Auf die rage „Wäaären Sıe damıt einverstanden, WECeNnNn die Jetzıge
Fraktionsspitze Ihrer Parteı durch die nächste Vorstandswahl bestätigt würde,
oder sähen S1e SCInNn NEeEUEC Leute?“ reaglıerten 1n dem unruhigen Jahr 1969 VO den
CDU/CSU-Neuparlamentarıern 81 Y mıiıt „nıcht einverstanden“ und 19772 iımmer-
hın 62% Von den S$SPD-Neuparlamentarıern 1969 65 JE und 1972 Z 95 nıcht
einverstanden!.

eht i11an davon AaUs, da{fß die öffentliche Bürokratie 1ın der Bundesrepublik eınen
Jahresumsatz VO ber 250 Miılliarden bewegt, W as eLtwa 40 % des Sozlalprodukts
entspricht, ISt 1€es tast gleichbedeutend mıt der Summe aller Entscheidungen
bundesdeutscher Parlamente und Selbstverwaltungsorgane und der dadurch be-
wırkten admıiniıstratıven Folgen. Konzerne betreiben eıne dıfferenzierte Personal-
planung, etfiz1ent und konkurrenzfähig bleiben. Sıe können sıch dabe] auft
exakte Stellenbeschreibungen, deren Lage aut dem Urganogramm und das bereits
vorgepragte Beziehungssystem stutzen. Parteıen, denen 1m Rahmen der Vertas-
Sung die subsıidijäre Aufgabe gestellt ist, für Selbstverwaltungsorgane un Parla-

Nachwuchs heranzubilden, Kandıdaten auszuwählen, autzustellen un iın
der Wahl durchzusetzen, haben CS schwerer. Außer der vorher aum definıerbaren
Rolle des Mandatsträgers haben S1e Kategorıen WwW1e€e Popularıtät be] der Wihler-
schaft, Anhang in der Parte1ı un 1ın der Delegiertenversammlung, Gruppenzuge-
hörigkeit 1mM Bereich der Interessen un: VOT allem seıne persönliche Integrität
berücksichtigen. Die Sorge dıe Annahme eınes Vorschlags 1n den eıgenen
Reihen zeıgt deutlich, da{fß CS sıch jer eiıne Personalentscheidung besonderer
Art handelt. Wenn 6S 1ın mancher Delegiertenversammlung be] der Aufstellung
eınes Kandıdaten Stichwahlen und Auseinandersetzungen kommt, dart 1INan

daraus nıcht den Schlufß zıehen, 1€eSs se1 repräsentatıv für eıne Persönlichkeitswahl.
Der Vertasser W al 1ın ber 3( Jahren seıner polıtischen Tätigkeit vielen Prozessen
dieser Art ın el Grofstädten und ın eınem Landkreis beteiligt. Selbst in diesen
überschaubaren Gremien W ar der Bekanntheitsgrad der Bewerber tür ein Bundes-
LagSs- der Landtagsmandat bei der überwıegenden Mehrheit der Delegierten
gering. Um eın Vielfaches geringer 1sSt der Bekanntheitsgrad 1ın der Wihlerschaft.
uch das 1m Wahlkampf aufgebaute Image 1St fast nıcht kontrollhlierbar.

Vergleicht an diese Realıtäten mıt dem Anspruch, der A den drängenden
Zeiıtproblemen dıe Gewählten stellen 1St, annn 1L1all die gegenwärtıge
Praxıs L1UT als fahrlässıg bezeichnen. Personalplanung LUuUtL not! Auswahl, Bıldung
un das gezielte ammeln VO politischen Erfahrungen besten 1im kommuna-
len Bereich mu{ ftrüher begiınnen und parlamentsspeziıfischen, Zzeılt- und
aufgabenbedingten Ertordernissen orıentlert werden. Dabej spıelen ımmer mehr
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Erfahrungsbereiche eıne Rolle, die sıch auf Berufte 1mM Vortfeld der Parlamentstätig-
eıt beziehen un denen entsprechende Denksysteme zuzuordnen sınd Dıie
naturwissenschaftlich-technisch estimmte Weltvorstellung unterscheidet sıch
erheblich VO  a} der geisteswissenschaftlich bestimmten. Angesichts der Eıgenart der
anstehenden un langfrıstig lösenden Probleme 1St der Anteıl administrativer
Berufte ın der ach WwW1e€e VOT unzureichenden Beruftsstatistik deutscher Parlamenta-
rıer entschieden groß. Dagegen annn I1an die wenıgen Abgeordneten mıt
naturwissenschaftlich-technischer Ausbildung eher den Exoten zählen,
selten sınd sS1e In den ErStEeCHn 20 Jahren des Deutschen Bundestags un der AaUuS ıhm
hervorgegangenen Regierungen VO /4 Bundesmuinistern fünf ın ihrem
vorpolıtischen Beruf Ingenieure”®, un 1€eSs hing och teilweise mıt ıhrem Regıe-

ZUS

Fur den Beruft des Parlamentariers z1Dt es keine allgemeingültige mafßgeschnei-
derte Rolle Die Note der Zeıt erzwıngen aber diıe Formulierung Anftforde-
rungsprofile, die ın ıhrer Dıitferenziertheit autf die Bewältigung unabwendbarer
Probleme konkreter zugeschnitten sınd und 1n den okalen un regionalen
Gremien der Parteıen miıt dem Ziel zunehmender Akzeptanz propagıert werden.
Nur ann auf Dauer eıne Aushöhlung un damit eın nachhaltıger Verfall der
demokratischen Institutionen verhindert werden.
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